VPOD zum Regierungsratsbeschluss betreffend Korruptionsfall BVK
Jetzt muss der Kantonsrat den Regierungsrat für haftbar erklären

Der VPOD ist empört, dass der Regierungsrat in seinem Beschluss (RRB 1132/2012) wiederholt jede Haftung für die Schäden am Vermögen der BVK-Versicherten wegen Korruption und mangelhafter Geschäftsführung ablehnt. Er versteigt sich in folgende Behauptung: „Der Regierungsrat ist nicht die Unternehmensführung der BVK…“ (Seite 7, 4. Abs.) Er hätte keinen Organ-Charakter gegenüber der BVK gehabt wie Stiftungsräte von privat geführten Pensionskassen.

Der Regierungsrat verhält sich wie Angeschuldigte, die versuchen, sich in der Verantwortungskette möglichst klein zu machen. Im Organisationsgesetz (LS 172.1) sind die Aufgaben des Regierungsrats klar festgehalten. Darin wird dem Regierungsrat die Aufgabe zugewiesen, die Verwaltung zu führen und zu beaufsichtigen. Art. 32: „Der Regierungsrat leitet und steuert die Verwaltungstätigkeit.“ Die BVK ist bis dato Teil der Verwaltung. (Siehe auch Organisationsverordnung der Finanzdirektion.)

Noch in seiner Antwort auf die Kantonsratsanfrage 47/2010 (von Jorge Serra SP/VPOD, Brunner Susanne SVP, Samuel Ramseyer SVP) begründete der Regierungsrat mit ausdrücklichem Hinweis auf dieses Organisationsgesetz seine ablehnende Haltung gegen die sofortige Einführung einer paritätisch geführten BVK. Er meinte lapidar: Der Kanton könnte zwar einen paritätisch geführten Stiftungsrat einführen, er wolle aber nicht.

Der VPOD insistiert, dass der Kanton - repräsentiert durch den Regierungsrat - für die Schäden am Vermögen der BVK-Versicherten haftet. Er verlangt die sofortige Schadensbegleichung wegen Korruption und fahrlässiger Geschäftsführung, wie sie der PUK-Bericht festgestellt hat.

Ausser der FDP sind alle kantonalen Parteien ebenfalls zum Schluss gelangt, dass der Regierungsrat die Hauptverantwortung trägt. Wir erwarten deshalb vom Kantonsrat, dass er die entsprechenden Konsequenzen daraus zieht:

- Einholung von Verjährungsverzichtserklärungen aller Regierungsräte

- Beauftragung des Regierungsrats zur Ausarbeitung einer Vorlage zur Schadensbegleichung.* 

Der VPOD hat dem Regierungsrat bereits einen entsprechenden Brief geschrieben. Zur Unterstützung seiner Forderung startet der VPOD eine Petition bei den BVK-Versicherten.

Der VPOD wird sich nach wie vor rechtliche Schritte im Interessen der BVK-Versicherten vorbehalten.
VPOD ZH Kanton, 15.11.2012.
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